
Hinweisblatt 
 

für Arbeitgeber 
zur Einstellung von Geduldeten und Asylsuchenden 

mit Wohnsitz in Berlin 
nach dem IMK-Beschluss vom 17.11.2006 

(Stand 05.02.2007) 
 
 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber können derzeit von einem vereinfachten Verfahren bei der 
Einstellung von ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern profitieren, die bisher 
keinen sicheren Aufenthaltsstatus hatten und die nur vorbehaltlich einer ausdrücklichen Er-
laubnis der Ausländerbehörde beschäftigt werden durften. 
 
Diejenigen unter ihnen, die sich seit sechs oder acht Jahren in Deutschland befinden und sich 
sozial und wirtschaftlich integriert haben, können jetzt eine Aufenthaltserlaubnis mit unbe-
schränktem Arbeitsmarktzugang für zwei Jahre erhalten. Das haben die Innenminister und  
Senatoren der Länder gemeinsam mit dem Bundesminister des Innern auf ihrer Konferenz 
vom 16./17.11.2006 beschlossen.  
 
Bisher konnten Arbeitgeber nicht sicher sein, ob der Aufenthalt und damit das Arbeitsverhält-
nis der Personen in einer unsicheren aufenthaltsrechtlichen Situation nicht bald beendet wer-
den wird. Dies hat sich für den begünstigten Personenkreis grundlegend geändert. 
 
Da die Beschäftigung eine wesentliche Voraussetzung für den Erhalt der Aufenthaltserlaubnis 
ist, erleichtert die Ausländerbehörde die Arbeitsplatzsuche. Wer nach einer Vorprüfung die 
wesentlichen Kriterien der Bleiberechtsregung erfüllt (s.u.), erhält von der Ausländerbehörde 
eine „Bescheinigung zur Arbeitsplatzsuche“ (s. Muster). Damit ist eine bundesweite Arbeits-
suche möglich. 
 
Bei Vorlage eines konkreten Arbeitsplatzangebots und eines gültigen Passes wird die Auslän-
derbehörde prüfen, ob eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden kann.  Der Aufenthaltstitel 
wird für zwei Jahre erteilt, erlaubt einen unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt und wird 
bei Fortbestehen der Voraussetzungen verlängert. 
 
 
Die häufigsten Fragen werden nachfolgend beantwortet: 
 

1) Wer kann von der Regelung profitieren? 
 

Ausländer mit Duldung, Aufenthaltsgestattung oder Grenzübertrittsbescheinigung, die  
 

• seit sechs Jahren als Familie oder seit acht Jahren alleinstehend in Deutschland 
leben, 

• sich wirtschaftlich integrieren, d.h. dauerhaft ohne Sozialhilfe oder Arbeitslo-
sengeld II leben können,  

• sich in einfacher Weise mündlich auf Deutsch verständigen können oder einen 
Integrationskurs besuchen wollen und  

• keine Straftaten begangen haben. 



 
2) Kann die Arbeit sofort aufgenommen werden? 
 

Eine Arbeitsaufnahme ist sofort mit Erteilung der Aufenthaltserlaubnis mög-
lich, da damit zugleich die Aufnahme jeder Erwerbstätigkeit gestattet wird. 

 
3) Was muss der Arbeitgeber tun, um eine Arbeitsaufnahme zu ermöglichen?  
 

Die Arbeitssuchenden benötigen ein schriftliches und rechtlich verbindliches 
Arbeitsplatzangebot. Aus einem Angebot müssen zumindest Name und An-
schrift des Arbeitgebers, ein Ansprechpartner für Rückfragen der Ausländer-
behörde und dessen Erreichbarkeit, das Nettoeinkommen, die Art der Beschäf-
tigung sowie die Arbeitszeit hervorgehen. Mit der Bestätigung spricht der Be-
troffene bei der Ausländerbehörde vor und beantragt die Aufenthaltserlaubnis. 

 
4) Wie lange dauert die Bearbeitung bei der Ausländerbehörde? 
 

Hat der Antragsteller alle erforderlichen Unterlagen eingereicht, kann die  Aus-
länderbehörde entscheiden. Die Ausländerbehörde ist bemüht, dies schnell zu 
tun. Eine Einschaltung der Arbeitsagenturen ist nicht erforderlich. Aufgrund 
der Vielzahl der Anträge ist es leider nicht möglich, eine genaue Angabe zur 
Bearbeitungsdauer zu machen. 

 
 

5) Wie lange gilt diese Regelung? 
 

Die Regelung ist befristet. Wer eine Aufenthaltserlaubnis erhalten möchte und 
hierfür einen Arbeitsplatz braucht, muss seinen Antrag bis spätestens 
01.10.2007 mit einem verbindlichen Arbeitsangebot einreichen, um von der 
Regelung profitieren zu können. 

 
 
Die Details sind bei Bedarf zu finden unter 
http://www.berlin.de/imperia/md/content/labo/auslaenderangelegenheiten/vaabhbln.pdf, 
(A.23.S.1.) 
 
 
 
Weitere Fragen werden Ihnen gerne hier beantwortet: 
 
Telefon: 030 - 9017 2372/67/68/79/89 
E-Mail: imke.juretzka@auslb.verwalt-berlin.de 
 


